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impressum

Mölln, Solingen, Rostock-Lichtenhagen – vor zwanzig Jahren waren sie Schlaglichter des Rassismus
und Rechtsextremismus in Deutschland. Die fast verheilt geglaubten Wunden rissen jedoch Ende
letzten Jahres wieder auf, als bekannt wurde, dass rechtsextreme Terroristen zehn Jahre lang uner-
kannt mordeten. 

Über die Diskussion um die Taten und dem Versagen der Ermittlungsbehörden geraten die Opfer
und ihre Angehörigen in den Hintergrund. Sie mussten nicht nur den Tod von Familienmitgliedern
sondern auch Verdächtigungen von Polizei, ihrer Umgebung und in den Medien erleben. Für sie 
bedeuteten die einseitigen Ermittlungsverfahren eine Demütigung. Diese Demütigung führte nicht
nur bei ihnen zu einem Vertrauensverlust in den Staat und seine Organe. Viele Menschen fragen
sich, wie die Taten so lange unentdeckt bleiben und Rechtsextremismus in Deutschland Fuß fassen
konnte.

Während weiter diskutiert wird, präsentiert die Bundesregierung mit großem Pomp ihren ‚Nationalen
Aktionsplan Integration‘. Doch wo findet sich darin der Kampf gegen Rassismus und Rechtsextre-
mismus? Diese Themen, die Integration maßgeblich beeinflussen, werden ausgeklammert. Schlim-
mer noch: die Gelder für die antirassistische und antifaschistische Arbeit werden gekürzt. Das ist
ein politischer Skandal!

Die IG Metall arbeitet seit Jahren gegen Rassismus und Rechtsextremismus, unterstützt die Gleich-
behandlung aller Beschäftigten. In den Betrieben und Verwaltungsstellen beteiligen sich Kollegin-
nen und Kollegen aktiv an den Internationalen Wochen gegen Rassismus. Gerade in der Leistungs-
gesellschaft ist es wichtig, einseitigen und rassistischen Erklärungsmustern keinen Raum zu ge-
ben. Mit der Initiative ‚Respekt‘ wird deswegen das Thema immer wieder aufgegriffen und Rassis-
mus in der Mitte der Gesellschaft offen angesprochen. 

Wir werden auch in Zukunft die Debatte weiter anregen, denn unsere Gesellschaft ist und bleibt
vielfältig. Es ist wichtig, Unterschiede wertschätzend wahr zu nehmen und Gemeinsamkeiten zu
stärken. Denn nur so können wir langfristig Demokratie leben. 

Christiane Benner
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++ Nationaler Aktionsplan verabschiedet —

Auf dem fünften Integrationsgipfel stellte die

Bundesregierung den Nationalen Aktionsplan

Integration (NAP) vor. Der NAP mache die Inte-

grationspolitik verbindlicher, so Staatsminis-

terin Maria Böhmer in ihrer Eröffnungsrede

zum Gipfel. Während die Bundesregierung den

Plan als Weiterentwicklung anpreist, sehen

der DGB und die Gewerkschaften die Aktivitä-

ten kritisch. So gibt es in dem Plan noch gravie-

rende Lücken. Gerade Menschen mit ausländi-

scher Staatsangehörigkeit werden oft in pre-

käre und schlecht bezahlte Jobs abgedrängt.

Zudem wird die Integration durch rechtliche

Vorgaben, wie der Vorrangprüfung, erheblich

erschwert. Mehr dazu: Partizipation statt Aus-

grenzung – DGB Positionspapier zum Integrati-

onsgipfel 2012: http://www.dgb.de/-/KLx ++

Migranten überqualifiziert in Beschäftigung

— Viele in der EU lebende Migrantinnen und

Migranten arbeiten nach einer aktuellen Studie

von Eurostat in einer Beschäftigung, für die 

sie überqualifiziert sind. Besonders häufig ist

dies in Griechenland, Italien und Spanien der

Fall. Migrantinnen und Migranten haben zudem,

trotz hoher Qualifizierung, bei der Beschäfti-

gungssuche nicht die gleichen Chancen wie Ein-

heimische, kämpfen mit einer höheren Arbeits-

losenquote und schlechteren Wohnverhältnis-

sen. Jeder dritte unter den 25- bis 54-jährigen

Migrantinnen und Migranten ist von Armut

oder sozialer Ausgrenzung bedroht. ++ Aner-

kennungsgesetz im Bundesrat verabschiedet

— Der Bundesrat hat Ende letzten Jahres das

„Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und

Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqua-

lifikationen“ verabschiedet. Durch diese Neu re ge -

lung erhalten alle Zuwanderinnen und Zuwan de -

rer einen Anspruch auf Prüfung ihrer Berufsab-

schlüsse. Eine Hotline bei BAMF wird eingerichtet.

news-ticker
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Über zehn Jahre ist dies nun her. Zehn

Jahre, in denen die Polizei zunächst

im Dunkeln tappte, dann in Richtung

türkische Bandenkriminalität recher-

chierte. Zehn Jahre, in denen die Me-

dien die Schuld bei den Opfern such-

ten und abfällig von ‚Dönermorden‘

sprachen. Zehn Jahre, in denen weite-

re Menschen sterben mussten. Erst

im November 2011 kam zufällig ans

Licht: Abdurrahim Özüdoğru war das

zweite von insgesamt zehn bisher be-

kannten Opfern einer rechtsextremis-

tisch motivierten Mordserie. Unter

Mordverdacht steht eine Gruppe, die

sich als Nationalsozialistischer Unter-

grund (NSU) bezeichnet. Zwei der Mit -

glieder brachten sich um, ein weite res

wurde inhaftiert. 

Rechtsextremismus totgeschwiegen

Die Opfer und ihre Angehörigen

mussten lange mit einem bösen Ver-

dacht leben. Angehörige der Opfer 

erzählen, dass die Polizei sie direkt

nach der Tat bis zu neun Stunden 

befragte, ihnen familiäre Motive für

die Tat unterstellte. Später war von

Beziehungen in die organisierte Kri-

minalität die Rede, Drogenhandel

wurde in den Raum gestellt, eine

gewisse Mitschuld der Opfer ange-

nommen. Alles falsch. Tatsächlich

wurden diese Menschen getötet,

weil sie oder ihre Vorfahren nicht in

Deutschland geboren wurden. Weil

Menschen ihr Leben aus rassisti-

schen Gründen nicht als lebenswert

erachteten. Aber nur langsam wird

dies von Polizei und Öffentlichkeit

realisiert. Die Gerüchte über mög -

liche Motive in der Türkei, die so

lange verbreitet wurden, sind nur

noch schwer zu überwinden. Dazu

kommt, dass Rechtsextremismus in

Deutschland totgeschwiegen wird.

Über 130 Menschen wurden in den

letzten 20 Jahren aus rassistischen

Motiven getötet. Doch kaum jemand

will es wahrhaben, es passt nicht ins

Bild vom neuen Deutschland, vom

Fußballwunderland, in dem alles

möglich scheint, nur nicht rechts   -

extremer Terrorismus. Dabei muss

man nur genau hinsehen, auf die

Neo-Nazis, die vor Schulen CDs mit

rassistischen Liedern verteilen, auf

die scheinbaren Streiter für das Recht

des kleinen Mannes, die die soziale

Frage für sich entdeckt haben und

mit einfachen Parolen Antworten auf

die Fragen von vielen bieten. Statt-

dessen wurden Programme der Bun-

desregierung, die sich eigentlich ge-

gen Rechtsextremismus und Rassis-

mus wenden sollten, auf Linksextreme

ausgeweitet, Aussteigerprogramme

gestrichen, Opfer abgewiegelt. 

4

Wider den 
Rechtsterrorismus
Der 13. Juni 2001 scheint für den 49-jährigen Abdurrahim Özüdoğru ein Tag wie jeder andere zu sein. Nach Schichtende

bei Siemens arbeitet er in einem Schneiderladen. Das Geld ist knapp, er ist auf das Zusatzgeschäft angewiesen. 

Gegen 16:30 Uhr betreten zwei Männer den Laden. Sie haben Waffen in der Hand, töten Abdurrahim Özüdoğru mit

zwei Kopfschüssen. 

Aktion in Salzgitter
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In der Mitte der Gesellschaft

Doch es geht nicht nur um organi-

sierten Rechtsextremismus: 2010

stellte die Friedrich-Ebert-Stiftung in

ihrer Studie „Die Mitte in der Krise.

Rechtsextreme Einstellung in Deutsch -

land“ fest, dass Rechtsextremismus

und Rassismus längst in der Mitte

der Gesellschaft angekommen sind.

Jeder vierte Deutsche wünschte sich

danach eine starke Partei, die „die

Volksgemeinschaft insgesamt ver-

körpert“, mehr als 30 Prozent

stimm ten der Aussage zu, dass

„Ausländer kommen, um den Sozial-

staat auszunutzen“. Forscherinnen

und Forscher der Universität Biele-

feld beobachteten ähnliches. In 

einer Langzeituntersuchung über

zehn Jahre verfolgten sie die zuneh-

mende Ökonomisierung der Gesell-

schaft und das Anwachsen von grup-

penbezogener Menschenfeindlich-

keit. Ihr Resümee der „Deutschen

Zustände“: Die Zustimmung zu Ras-

sismus, Fremdenfeindlichkeit, die

Abwertung von Obdachlosen, Behin-

derten und Langzeitarbeitslosen

nimmt zu. Als Ursache sehen sie un-

ter anderem den 11. September, der

zu einer Zunahme der Islamfeind-

lichkeit führte, die Einführung von

Hartz IV und die Finanz- und Wirt-

schaftskrise der vergangenen Jahre.

Viele Menschen fühlten sich von die-

sen Ereignissen bedroht, so die For-

scherinnen und Forscher. Die zuneh-

menden sozialen Unsicherheiten 

tragen dazu bei, dass Menschen 

gewaltbereiter und menschenfeind -

licher agieren. 

Eine Tendenz, die die IG Metall eben-

falls seit Jahren beobachtet, erklärt

Petra Wlecklik vom Ressort Migration/

Integration beim IG Metall Vorstand.

„Rechtspopulisten setzen auf die

Ängste der Menschen vor Arbeitslo-

sigkeit und sozialen Abstieg. Sie bie-

ten einfache Erklärungen für Arbeits-

losigkeit und zunehmende Prekari-

sierung an“, erklärt sie. Als Ursachen

würden kulturelle und ethnische

Hintergründe präsentiert, statt hin-

ter die wirklichen

Hintergründe zu

schauen. Deshalb

setzt die IG Metall

auf Aktivitäten ge-

gen Rechtsextre-

mismus, Rassis-

mus und Ungleich-

behandlung. „Die

IG Metall ist in vie-

len Orten fester

Bestandteil des 

zivilgesellschaftli-

chen Engagements

gegen Rechts,“ 

erklärt Petra

titelthema
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Wir gedenken der Toten und

ihrer Angehörigen: 

Enver Şimşek aus Nürnberg

Abdurrahim Özüdoğru aus Nürnberg

Süleyman Taşköprü aus Hamburg

Habil Kılıç aus München

Theodoros Boulgarides aus Dortmund

Mehmet Kubaşık aus Dortmund

Halit Yozgat aus Kassel

Ismail Yaşar aus Nürnberg

Mehmet Turgut aus Rostock

Michèle Kiesewetter aus Heilbronn

Die Erklärung der IG Metall 

„Neofaschistischen Terror konsequent

verfolgen – NPD verbieten“ findet sich

im Internet unter 

http://www.igmetall.de/cps/

rde/xchg/internet/style.xsl/

neofaschistischen-terror-

konsequent-verfolgen--npd-

verbieten-9076.htm

Wlecklik. „Wir engagieren uns in ver-

schiedenen Bündnissen, organisieren

Gegendemonstrationen und klären

über die Folgen von Rassismus und

Ungleichbehandlung auf.“ Schon seit

Jahren beteiligen sich IG Metaller an

der Woche gegen Rassismus, nutzen

den 21. März, den UN-Tag gegen Ras-

sismus, als Ausgangspunkt für die

Diskussion. Auf dem Gewerkschafts-

tag der IG Metall im Oktober letzten

Jahres warnte der erste Vorsitzende,

Berthold Huber, vor den rechtsextre-

men Demagogen: „Früher kamen sie

in schwarzen Lederstiefeln, heute tra-

gen sie oft Schlips und Kragen. Aber

sie sind so gefährlich wie eh und je.“

Auf der Delegiertenversammlung

wurde deutlich gemacht, dass der

Kampf gegen Rechtsextremismus,Schülerdemonstration in Landshut gegen Rechtsextremismus
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Täglich Kontra geben

So unterstützt die IG Metall ein Ver-

bot der rechtsextremen NPD und al-

ler neonazistischen Organisationen.

Diese Forderung unterstrich die 

IG Metall nochmals in ihren Erklä-

rungen zu den rechtsextremen Mor-

den und zeigte ihre uneingeschränk-

te Solidarität mit allen Menschen,

die Zielscheibe dieser rassistischen

Anschläge sind. Außerdem wurde

tiefes Verständnis für die Sorgen,

insbesondere der türkischen Kolle-

ginnen und Kollegen, bekräftigt.

Nicht ohne Grund: In einer Umfrage

der Hacettepe Universität Ankara

äußerten knapp vierzig Prozent der

befragten Menschen mit türkischem

Migrationshintergrund die Besorg-

nis, dass „sie selbst oder Freunde

und Bekannte Opfer des Neonazi-

Terrors werden könnten“. Und etwa

60 Prozent glaubten, dass „die

deutschen Politiker die Ereignisse

am liebsten vertuschen und unter

den Teppich kehren möchten.“

Umso wichtiger sind jetzt klare Sig-

nale, dass etwas getan wird. Staatli-

che Behörden müssen die begange-

nen Verbrechen konsequent verfol-

gen. Aber auch die Zivilgesellschaft

und alle gesellschaftlichen Institu-

tionen müssen weiterhin die politi-

sche und moralische Auseinander-

setzung mit neofaschistischen, aus-

länderfeindlichen und rassistischen

Ideologien führen, wie die IG Metall

in ihrer Erklärung deutlich macht.

Aber es geht nicht nur um organi-

sierten Rechtsextremismus, es geht

auch um den Rassismus in der Mitte

der Gesellschaft. „Niemand sollte

Rassismus, Antisemitismus und

Ausländerfeindlichkeit, wie er ak -

tuell auch im Antiislamismus zum

Ausdruck kommt, eine zentrale Auf-

gabe der IG Metall ist. Eine Reihe

von Beschlüssen wurde gefasst, um

gegen Rechtsextremismus vorzuge-

hen und für die Förderung von

Chancen gleichheit einzutreten. 

vergessen: Rechte Parolen haben

nur so viel Spielraum, wie wir ihnen

lassen“, betont Hüseyin Aydin vom

Ressort Migration/Integration beim 

IG Metall Vorstand. Er fordert, dass

jeder Einzelne sich Gedanken ma-

chen müsse, wie er tagtäglich rea-

giert: „Das bedeutet, im Gespräch

auf der Arbeit oder im Privaten Kon-

tra zu geben, wenn rassistische oder

diskriminierende Äußerungen fal-

len.“ Gerade Betriebsräte können

hier vorbildlich agieren: „Sie haben

nach dem Betriebsverfassungsge-

setz die Aufgabe Diskriminierungen

zu verhindern. Die Themen Rassis-

mus und Neonazismus gehören da-

her als Thema auf Betriebsversamm-

lungen“ erläutert Petra Wlecklik. In

vielen Betrieben ist die Auseinander-

setzung mit rassistischen Argumen-

tationen Alltag, Kolleginnen und Kol-

legen beziehen offensiv Stellung.

Aber oftmals vollziehen sich Un-

gleichbehandlungen und Diskrimi-

nierungen im Hintergrund, sind nicht

auf den ersten Blick ersichtlich. 

Etwa, wenn Jugendliche mit Migra -

tionshintergrund nicht die gleiche

Chance haben, einen Ausbildungs-

platz zu erhalten, Kolleginnen und

Kollegen bei der betrieblichen Wei-

terbildung nicht berücksichtigt oder

wenn Posten in Führungspositionen

an ihnen vorbei besetzt werden. 

Petra Wlecklik fordert daher, auch

strukturelle Diskriminierung in den

Blick zu nehmen. „Wir müssen uns

bewusst machen, wo Menschen aus-

gegrenzt werden, nicht die gleichen

Chancen wie andere erhalten. Dass

ist unsere Aufgabe als IG Metall, hier

setzen wir uns ein.“ 

Wir gegen Rechts!

Wer handeln möchte, findet Aktions -

beispiele in der IG Metall-Broschüre

„Diskriminierung im Betrieb – Was

kannst du dagegen tun?“. 

Positionen, Hand-

lungsfelder und

Instrumentarien

bieten die Arbeits-

materialien für

betriebliche und

gewerkschaftliche

Arbeit „Für eine solidarische 

Gesellschaft – gegen Rassismus

und Ausgrenzung!“ 

Die Arbeitshilfe

„Hinsehen und

Einmischen. Aktiv

gegen Rassis-

mus“ klärt über

die Themen auf,

gibt aber auch

rechtliche Handlungsmöglichkeiten

an die Hand und macht Umsetzungs -

vorschläge. Die Broschüre hat die

Produktnummer 20068-30949 und

kann über die Verwaltungsstellen

bestellt werden.

Weitere Broschüren finden sich 

zum Herunterladen im Extranet der

IG Metall (unter Jugend – Gesell-

schaft – AntiRa)

Gemeinsam mit den Deutschen Arbeitgeberverbänden riefen der Deutsche Gewerk-

schaftsbund und seine Mitgliedsgewerkschaften am 23. Februar zu einer Schweige-

minute zum Gedenken an die Opfer rechtsextremer Gewalt in Deutschland auf. 
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Rechtsterrorismus 
in Deutschland

Der Realität zum Trotz wurde in den

vergangenen Jahren immer wieder

behauptet, der Rechtsextremismus

in Deutschland sei ein Problem des

Ostens. Seit den Anschlägen von

Hünxe (1991) und Solingen (1993)

wissen wir es besser. Mindestens 

jeden zweiten Tag wird allein in NRW

ein Mensch Opfer rechtsextremer

oder rassistisch motivierter Gewalt

und die TäterInnen kommen größ-

tenteils aus dem Westen. Die Gewalt

gegen MigrantInnen, Schwarze Deut-

sche, Wohnungslose oder allgemei-

ner: gegen Menschen, die äußerlich,

kulturell und/oder sozial als die

Fremden, als die Anderen stigmati-

siert werden, verbreitet Angst und

Schrecken und führt dazu, dass sich

potenzielle Opfer sehr genau über -

legen, wann und wo sie bestimmte

Räume aufsuchen. Deswegen spre-

che ich von rassistischem und

rechts extremem Terror nicht erst 

seit Bekanntwerden der Morde

durch den sog. Nationalsozialisti-

schen Untergrund.

Die gesellschaftliche und politische

Auseinandersetzung mit Rassismus

und Rechtsextremismus ist ein The-

menfeld, das immer mal wieder

Hochkonjunktur erfährt, das aber

auch immer wieder über lange Zeit-

räume hinweg fast völlig aus dem

Blickfeld der Öffentlichkeit gerät.

Demgegenüber sind „freie Kamerad-

schaften“ oder Gruppen wie die 

„Autonomen Nationalisten“ ständig

aktiv. Aufmärsche, völkisch-rassis -

tische Propaganda, Schändungen 

jüdischer Friedhöfe, Übergriffe auf

Menschen, all dies gehört zum Alltag

in Deutschland. In verschiedenen

Land- und Kreistagen sowie Stadträ-

ten sitzen Parteien wie die NPD oder

die „Bürgerbewegung pro NRW“, die

dort ihre rassistische Propaganda

verbreiten. Sie nehmen Einfluss auf

die Debatten um Einwanderung und

Integration und verstehen sich ‚gut’

darauf, mit ihren scheinbar einfachen

Lösungen für komplexe Problemla-

gen Menschen für sich zu gewinnen.

Aber es sind nicht nur die offensicht-

lich rechts extremen und rassisti-

schen Parteien, die Ausgrenzung und

Ungleichwertigkeitsvorstellungen

propagieren. Die Debatten um die

Thesen von Thilo Sarrazin haben

deutlich werden lassen, dass seine

Verschränkung von rassistischen und

marktwirtschaftlichen Argumenten

zu einer doppelten Ausgrenzung

führt: Er unterscheidet zwischen 

denen, die ethnisch/national und

wirtschaftlich verwertbar sind und

denen, die angeblich weder eth-

nisch/national noch wirtschaftlich

verwertbar sind. Diese Zweiteilung

ist heute Teil eines alltäglichen und

kaum noch infrage gestellten Diskur-

ses um Migration und Integration.

Der kritische Gesellschaftstheoretiker

Max Horkheimer hat bereits 1939 ge-

schrieben: „Wer aber vom Kapitalis-

mus nicht reden will, sollte auch vom

Faschismus schweigen.“ 

In der aktuellen Debatte um Rechts -

terrorismus stehen die Fragen nach

dem Versagen der Ermittlungsbehör-

den, der Rolle der V-Leute und einem

Verbot der NPD im Vordergrund. Die

Opfer dieser Gewalttaten stehen deut-

lich weniger im Fokus der Öffentlich-

keit. Ihnen, den Opfern rassistisch 

motivierter oder rechtsextremer Ge-

walt, muss endlich Solidarität und 

Aufmerksamkeit durch Politik, staat  -

liche Einrichtungen (Polizei etc.) und

Zivilgesellschaft entgegengebracht

werden. Der alltägliche, zur Normalität

gewordene Rassismus, wie er nicht 

zuletzt auch in den Termini „Döner-

morde“ und „Soko-Bosporus“ zum

Ausdruck kommt, muss problemati-

siert werden. Und das Engagement 

derer, die sich in Städten und Gemein-

den für Demokratie und Menschen-

rechte einsetzen, sollte gewürdigt und

unterstützt werden, statt als Gutmen-

schentum oder gar als linksextreme

Aktivitäten denunziert zu werden. 

kommentar

7

Anne Broden, 

Projektleiterin des Informations-
und Dokumentationszentrums für
Antirassismusarbeit – in Nord-
rhein-Westfalen
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dein recht

Beschäftigte ohne Papiere 
unfallversichert

Menschen, die ohne geltende Aufent-

haltserlaubnis arbeiten, haben nach

einem Urteil des hessischen Landes -

sozialgerichts einen Anspruch auf  

eine gesetzliche Unfallversicherung.

In dem vorliegendem Fall arbeitete ein

Serbe, der mit Touristenvisum ohne 

Arbeitserlaubnis nach Deutschland

eingereist war für einen Subunter -

nehmer. Bei einem Unfall zog er sich

schwere Stromverletzungen zu, in der

Folge mussten Gliedmaßen amputiert

werden. Die Berufsgenossenschaft

lehnte eine Anerkennung als Arbeits-

unfall ab, da sie unterstellte, der Serbe

sei selbstständig tätig gewesen. 

Das hessische Landessozialgericht

entschied aber zu Gunsten des Klä-

gers. Dieser sei durch den Subunter-

nehmer zur Erledigung von Brücken -

arbeiten angewiesen und ein fester

Stundenlohn vereinbart worden. Zu-

dem habe er Material, Werkzeug sowie

Schutzhandschuhe ausgehändigt be-

kommen. Somit war es für das Gericht

irrelevant, dass kein schriftlicher Ar-

beitsvertrag abgeschlossen wurde. 

Hessisches Landessozialgericht AZ L

9 U 46/10, 1. November 2011

Gutes Deutsch darf verlangt
werden

Die Anforderung nach sehr guten

Deutschkenntnissen in einer Stellen-

anzeige, stellt nicht unbedingt eine

Benachteiligung für die Bewerber und

Bewerberinnen dar, so das Urteil des

Nürnberger Arbeitsgerichts von Okto-

ber 2011. In dem vorliegenden Fall

ging es um eine Stellenbesetzung ei-

ner Spezialistin in der Softwareent-

wicklung, für die sehr gute Deutsch-

kenntnisse gefordert wurden. Die Klä-

gerin vermutete, dass sie wegen ihrer

russischen Herkunft abgelehnt worden

sei. Die Richter argumentierten je-

doch, dass allein die Vermutung der

Benachteiligung nicht ausreiche. Es

müssten weitere Indizien für Auslän-

derfeindlichkeit und Diskriminierung

vorgelegt werden. Dies sei in diesem

Fall nicht erfolgt. 

Nürnberger Arbeitsgericht 2 Sa 171/11,

5. Oktober 2011

Blue Card Konzept 

Mit einer Blue Card sollen zukünftig

hochqualifizierte Fachkräften aus Dritt-

staaten einfacher in Deutschland arbei-

ten können. Ende letzten Jahres be-

schloss das Bundeskabinett den Ent-

wurf eines Gesetzes zur Umsetzung 

der Hochqualifizierten-Richtlinie der 

Europäischen Union. Danach können 

Inhaber einer Blue Card, die nicht aus

der EU kommen, bereits nach zwei Jah-

ren einen Daueraufenthalt erhalten. 

Familienangehörige können sofort un-

eingeschränkt arbeiten. Wer mehr als

48.000 Euro im Jahr verdient, erhält ein

sofortiges Aufenthaltsrecht; bisher lag

die Gehaltsgrenze bei 66.000 Euro.

IG Metall und der DGB befürworten

zwar generell die Blue Card, kritisieren

aber die beschlossenen Änderungen 

als „Stückwerk“, eine Gesamtstrategie

zur Zuwanderung fehle nach wie vor.

Auf Kritik stieß insbesondere die Ab-

senkung der Mindestgehaltsgrenze. 

http://www.migration-online.de/

beitrag._aWQ9ODA3OA_.html

Statuslose gestärkt

In der Umsetzung verschiedener euro-

päischer Richtlinien zum Aufenthalts-

recht ist Ende November 2011 ein 

Gesetz in Kraft getreten, das unter an-

derem auch wichtige arbeitsrechtliche 

Regelungen für Menschen ohne lega-

len Aufenthalt enthält. Mit dem Gesetz

sollen Statuslose zukünftig leichter 

ihre Rechte durchsetzen können. Wird

beispielsweise die Beschäftigung ent-

deckt, wird von einer dreimonatigen

Beschäftigung ausgegangen, außer-

dem wird die übliche Vergütung als

Grundlage angenommen. 

Gesetz zur Umsetzung aufenthalts-

rechtlicher Richtlinien der Europäi-

schen Union und zur Anpassung natio-

naler Rechtsvorschriften an den EU-

Visakodex, Bundestagsdrucksache-

Drucksache 17/5470

Anspruch auf Elterngeld für 
Geduldete 

Das Landessozialgericht Rheinland-

Pfalz hält die Regelung, nach der Aus-

länder mit einer Aufenthaltserlaubnis

auf Probe keinen Anspruch auf Eltern-

geld haben, für verfassungswidrig. Es

verwies deshalb die Frage zur Entschei-

dung an das Bundesverfassungsge-

richt. Nach Auffassung der Richter 

haben auch langfristig geduldete Mi-

grantinnen und Migranten, die eine

Aufenthaltserlaubnis nach § 104a Auf-

enthaltsgesetz erworben haben, An-

spruch auf Elterngeld. Ein solcher 

Aufenthaltstitel setze ein gewisses

Maß an Integration voraus, berechtige

zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit

und sei damit einer Verlängerung und

damit einer günstigen Daueraufent-

haltsprognose zugänglich, die die 

Inanspruchnahme von Elterngeld 

rechtfertigt. 

Bundessozialgericht – B 10 EG 15/10 R

vom 15. Dezember 2011
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kriminierung und Rassismus offen

angesprochen. 

Jeden Tag wird er daran erinnert,

dass er Migrant ist, erzählt Gürsel

Ayan. „Dann heißt es zum Beispiel,

schaut mal, was da bei euch in 

eurem Land passiert ist und gemeint

ist die Türkei“, sagt er nachdenklich.

Aber es gibt auch offene rassistische

Angriffe. Deswegen ist es ihm wich-

tig, für gegenseitigen Respekt zu

sorgen. Sehr gut findet Gürsel Ayan,

dass auch die Menschen ohne Mi-

grationshintergrund für das Thema

sensibel sind und sich vor ihre Kolle-

ginnen und Kollegen stellen. So zum

Beispiel auf der letzten Betriebsver-

sammlung, als Betriebsratsvorsit-

zender Ernst Kiel die rechtsextremen

Morde offen ansprach und Konse-

quenzen forderte. „Das ist schon

„Wir machen doch nur unsere Aufga-

ben“, sagt Gürsel Ayan bescheiden.

Dabei haben er und seine Mitstreiter

vom Migrationsausschuss in Kiel

vieles erreicht. Wie inzwischen an

zahlreichen Orten in Deutschland

hängt seit Sommer auch am Haupt-

tor der Howaldtswerke-Deutsche

Werft (HDW) in Kiel das Respekt-

Schild als sichtbares Zeichen für To-

leranz. Doch Betriebsrat Gürsel Ay-

an, Vorsitzender des Migrationsaus-

schusses Kiel und des Ausschusses

Bezirk Küste, möchte noch mehr. 

Immer wieder wird das Thema Dis-

9

aus den betrieben

Foto: Michael Ebenau, IG Metall Vst. Jena-Saalfeld

Ein Zeichen für mehr Respekt 
und Toleranz
Die IG Metall engagiert sich seit Jahren vielerorts gegen Rechts. Einige Beispiele möchten wir hier vorstellen. 

Gürsel Ayan

igmigra21_druck:IGM  14.02.12  16:22  Seite 9



gut, wenn sich der Be-

triebsratsvorsitzende vor

zweitausend Beschäftigte

stellt und sagt, wir müssen

da was machen“, findet

Gürsel Ayan.

Für Respekt aktiv werden

Doch für ihn und seine

Kolleginnen und Kollegen

ist nicht nur die Arbeit im

Betrieb wichtig. „Wir müs-

sen uns als Gewerkschaf-

ter auch in die Stadtteile

stellen. HDW liegt in

Gaarden, einem Viertel

mit einem großen Anteil

von Migrantinnen und

Migranten“. In dem sozial

benachteiligten Viertel 

leben viele Menschen an

der Armutsgrenze. Häufig

kommt es zu Konflikten.

Bei Wahlen erhalten rech-

te Parteien regelmäßig

verhältnismäßig viele

Stimmen. Grund genug für

die IG Metall Kiel auf dem

jährlichen Brunnenfest für

Respekt zu werben. „Da-

bei ging es uns nicht nur

darum, Deutsche für das

Thema sensibilisieren.

Rassismus gibt es auch

unter Migrantinnen und

Migranten, hier müssen

wir genauso für Toleranz

werben“, betont Gürsel

Ayan, dem die differen-

zierte Auseinandersetzung

mit dem Thema wichtig

ist. Die Kolleginnen und

Kollegen werden vom Er-

folg des Torwandschießen

überrascht: „Es sind sehr

viele Leute auf uns zuge-

kommen und haben sich

mit dem Schild fotografie-

ren lassen.“ Grund genug

für Gürsel Ayan und seine

Mitstreiter weiter zu ma-

chen. Lena Lehmann, Ge-

werkschaftssekretärin der

IG Metall Kiel-Neumünster

10

brachte es während des

Stadtteilfestes treffend auf

den Punkt: „Respekt lässt

sich nicht verordnen. Da-

für müssen wir aktiv wer -

den!“ Deshalb soll nun am

28. März mit einem großen

Fest ein Respekt-Schild in

Gaarden aufgehängt wer-

den. Mitten an dem Brun-

nen, der das Zentrum des

Stadtteils darstellt. 

Mit Autokorso vor 

NPD-Zentrale

Rechtsextremismus und

Rassismus sind auch The-

men, die Mustafa Yeni,

Betriebsrat bei der Pier-

burg GmbH und Vorsitzen-

der des Migrationsaus-

schusses der IG Metall

Berlin, beschäftigen. Er

nutzte die jährliche Ab-

schlussveranstaltung 

um die Forderungen der

IG Metall zur Bekämpfung

von Rechtsextremismus

zu unterstützen. Nach Be-

kanntwerden der rechts-

extremen Morde beteilig-

te sich die IG Metall 

außerdem an einem Auto-

korso in Berlin. „Wie auch

anderswo in Deutschland

haben wir in Berlin viele

Vereine der Zivilgesell-

schaft, die sich zusammen

geschlossen haben. Wir

wollten ein Zeichen setzen

gegen Rechtsextremismus,

so kam die Idee eines Au-

tokorsos auf.“ Zusammen

mit dem Türkischen Bund

Berlin-Brandenburg und

insgesamt 26 Vereinen

und Gewerkschaften star-

tete am 3. Dezember ein

Autokorso in Richtung der

NPD-Zentrale in Köpenick,

350 Autos fuhren mit. „Es

waren noch weit mehr auf

dem Weg zu uns, wurden

aber durch Umleitungen

wegen des Besuchs des

türkischen Außenministers

behindert“, bedauert Mus-

tafa Yeni. Ihm ist es wich-

tig, dass die Hintergründe

der Taten nicht unter den

Teppich gekehrt werden.

„Wir müssen uns fragen,

ob der alltägliche Rassis-

mus ein Grund für die

mangelnde Aufklärung der

Morde ist.“ 

Einschüchterung nicht

hinnehmen

Hans-Jürgen Czentarra,

Ortsteilbürgermeister in

Erfurt und aktives IG Me-

tall-Mitglied, hat sein Büro

in einer Grundschule in 

Erfurt. Seit einigen Wochen

prangt direkt vor seinem

Büro an dem Eingang 

zur Schule das Respekt-

Schildanbringung bei HDW
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verbundene Ausgrenzung.

Aber Hans-Jürgen Czentarra

ist niemand, der sich un-

terkriegen lässt. Er arbei-

tet ehrenamtlich, auch in

der IG Metall, wird Orts-

teilbürgermeister in dem

von Plattenbauten gepräg-

ten Stadtteil Herrenberg.

Auf einer Veranstaltung in

der IG Metall Bildungsstät-

te in Sprockhövel erfährt

er mehr über die Hinter-

gründe der Aktion Res-

pekt. Für ihn ist sofort

klar, dass er sich beteili-

gen will. Die Umsetzung

ist zunächst nicht einfach,

zunächst müssen Geneh-

migungen eingeholt wer-

den. Doch schließlich

hängt das Schild. Für Hans-

Jürgen Czentarra ist es ein

Baustein von vielen. Be-

sonders ärgert ihn, dass

Armut und Rassismus

kaum in den Medien de-

battiert werden. Debatten

wie die um Bundespräsi-

dent Christian Wulff emp-

findet er als bloße Ablen-

kung. „Niemand hört ger-

ne, dass es Armut oder

Rassismus gibt, das wird

lieber verdrängt. Aber ge-

nau deswegen müssen

wir es immer wieder an-

sprechen.“

Eines zeigt sich in allen

Aktionen ganz deutlich:

Rassismus und Diskrimi-

nierung müssen themati-

siert werden, damit sie

verhindert werden kön-

nen. Die IG Metall setzt

sich schon lange für Tole-

ranz und Respekt ein und

wird auch in Zukunft

nicht leiser werden. 

Schild. Mit der zunehmen-

den Armut sei auch der

Rassismus größer gewor-

den, stellt Hans-Jürgen

Czentarra fest. Grund ge-

nug für ihn an verschiede-

nen Schulen in Erfurt über

die Folgen von Rassismus

und Ausgrenzung aufzu-

klären. Für ihn hat diese

Arbeit eine lange Traditi-

on. Als 2004 Hartz IV ein-

geführt wurde, beteiligte

er sich an den wöchentli-

chen Demonstrationen.

Nachdem der DGB sich

aus den Aktionen zurück

zog, übernahm er die Or-

ganisation. „Schon damals,

2006, bedrängten uns Na-

zis auf dem Erfurter Anger.

Sie versuchten unsere De-

monstration zu stören, be-

drohten uns“, erzählt er.

Aber die Erfurter Bürger

ließen sich nicht einschüch -

tern. „Wir haben es ge-

schafft die Nazis vom An-

ger zu vertreiben, allein

mit Druck, ohne Gewalt.“

Als Moderator der Demon -

stration wurde er be-

schimpft und beleidigt,

entschließt sich nach lan-

gem Überlegen zur Anzeige

gegen den Neo-Nazi. „Das

war keine leichte Entschei-

dung. Aber letztlich wurde

schon in den 30er Jahren

mit Angst gearbeitet, Men-

schen immer wieder einge-

schüchtert. Das sollte sich

nicht wiederholen.“ 

Nicht nur deswegen war es

für ihn wichtig, sich an der

Aktion Respekt zu beteili-

gen. Seit zehn Jahren ist er

arbeitslos, erlebt am eige-

nen Leib die mit Hartz IV

11

igmigra21_druck:IGM  14.02.12  16:22  Seite 11



12

Gleichzeitig fordert er mehr Zivilcourage ein „Wir brauchen

mehr Engagement gegen Rechts von allen Seiten.“ Dazu

gehört für ihn auch einen Verfolgungsdruck durch die Poli-

zei. Durch die Polizei, nicht durch den Verfassungsschutz,

betont er. Dann erzählt er, wie in der Vergangenheit durch

V-Leute über 100.000 1 in den „Thüringer Heimatschutz“,

einer rechtsextremen Dachorganisation, geflossen sind.

„Da erhalten V-Leute fürstliche Saläre, von denen man

nicht weiß, ob man sie selbst steuert oder ob man an der

Nase herum geführt wird“, empört er sich. Deswegen for-

dert er rückhaltlose Aufklärung über die Rolle von V-Leu-

ten und Verfassungsschutzämtern sowie über die mögli-

chen Ursachen von Fahndungspannen. „Wir müssen uns

doch fragen, wie diese Gewalttäter zehn Jahre im Unter-

grund agieren konnten, ohne dass jemand einen rechts -

extremen Hintergrund für die Morde auch nur vermutet

hätte!“

Breites Bündnis gegen Nazis

Rechte Gewalt und Rechtsextremismus ist kein Problem

ausschließlich in Ostdeutschland. Auch im Westen der 

Republik versuchen Rechtspopulisten und -extreme Fuß 

zu fassen. In Landshut in Bayern setzt man deswegen auf

Bündnisarbeit. „Wir müssen breit aufgestellt sein in einer

verhältnismäßig kleinen Stadt wie Landshut“, erklärt

Hans-Dieter Schenk, Organisationssekretär der DGB 

Re gion Landshut und Sprecher des Runden Tisches gegen

Rechts Landshut. „Nur die Gewerkschaften, nur die Par -

teien, nur Einzelpersonen  – da kommen wir nicht weit. 

Wir müssen uns zusammenschließen, um gemeinsam zu

Es ist März 2000 als Michael Ebenau seinem Ärger Luft

macht: In einem ausführlichen Artikel unter dem Titel

„Jenaer Notizen“ berichtete der IG Metaller von den

rechtsextremen Umtrieben in Jena und in Saalfeld, listet

detailliert auf, wie Neonazis versuchen Bürgerinnen und

Bürger einzuschüchtern, Gewalttaten begehen. Dabei

geht er in seinem Bericht auch auf die jetzt als National-

sozialistischer Untergrund (NSU) bekannt gewordene

Gruppe ein, die im September 1997 Sprengstoffattrap-

pen am Jenaer Theater und an anderen Orten platzierte.

Die Polizei durchsuchte damals mehrere Wohnungen,

Uwe Böhnhardt, Uwe Mundlos und Beate Zschäpe konn-

ten trotz Überwachung untertauchen. 

Druck gegen Nazis aufbauen

Seitdem hat sich viel getan in 

Jena und Saalfeld: Für Neonazis

ist es sehr viel schwieriger ge-

worden, ihre menschenverach-

tenden Parolen zu verbreiten.

Das liegt auch an der Arbeit der

IG Metall vor Ort. „Wir mischen

uns immer wieder aktiv ein, or-

ganisieren Gegendemonstratio-

nen, lassen rassistischen und rechtsextremen Denkwei-

sen so wenig Raum wie möglich“, sagt Michael Ebenau,

Erster Bevollmächtigter der IG Metall Jena-Saalfeld. Da-

zu nutzen sie die Arbeit in Bündnissen, schließen sich

mit anderen Organisationen zusammen. „Dieser zivilge-

sellschaftliche Protest ist wichtig“, betont Ebenau.

in eigener sache

IG Metall 
aktiv vor Ort gegen 
Rechtsextremismus
Die IG Metall engagiert sich seit Jahren vielerorts 

gegen Rechts. Einige Beispiele möchten wir hier 

vorstellen. 

Michael Ebenau
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mobilisieren“. Bereits

2006 wurde deshalb der

Runde Tisch gegen Rechts

eingerichtet. Die Zusam-

menarbeit, die auf dem

Konsensprinzip beruht, ist

nicht immer leicht, gibt Hans-Dieter Schenk zu. Aber

sie lohnt sich: Als die NPD-Jugend im einem Landshu-

ter Gymnasium, ausgerechnet in einer Schule gegen

Rassismus, die Räume für eine Landesversammlung

Anfang Januar mieten wollte, und auch die Überlassung

der Räume für alle Samstage bis Ende April 2012 ver-

langte, konnte sehr schnell eine Gegenaktion mobili-

siert werden. „Mitte Dezember wurde zu einer Mahn-

wache aufgerufen, an der 600 Menschen teilnahmen,

an der Schülerdemo beteiligten sich über 3.500 Bür-

gerinnen und Bürger“, erläutert Robert Grashei, der

Erste Bevollmächtigte der IG Metall Landshut. Die

Stadt lehnte den Antrag der NPD auf Nutzung der

Schule ab. Die klagte dagegen, doch das Verwaltungs -

gericht gab der Stadt recht. Die Überlassung einer

Schule an die NPD sei „mit einer Erziehung im Geiste

der Demokratie und der Völkerversöhnung“ nicht ver-

einbar, so die Richter in ihrer Begründung. Für Robert

Grashei ist dies eine deutliche Wende in der Recht-

sprechung. Auch Hans-Dieter Schenk wertet die Aktion

als Erfolg: „Wir können mit dieser Arbeit weite Bevöl-

kerungsschichten erreichen, es kommen Menschen

zusammen, die sich für eine Sache einsetzen. Das al-

lein ist schon die Arbeit wert.“ Dennoch gibt es keine

Entwarnung. Hans-Dieter Schenk betont: „Obwohl,

oder gerade weil, die Rechtsextremen und Nazis in

der öffentlichen Meinung mehr und mehr in die De-

fensive gedrängt werden, werden sie immer unverfro-

rener mit ihren Aktionen.“ Für seinen Kollegen Robert

Grashei ist klar: „Wir werden weiter auf Bündnisar-

beit setzen. Gemeinsam können wir viel erreichen.“

Mit einer Telefonkette Hunderte erreichen

Auf einen Runden Tisch setzt auch die IG Metall Salz-

gitter-Peine. Nachdem Neonazis im November mehre-

re Läden in Peine beschädigten und mit Hakenkreu-

zen beschmierten, wurde vor allem auf Betreiben 

der IG Metall im Dezember letzten Jahres ein Runder

Tisch in Peine eingerichtet, an dem sich Gewerkschaf-

ten, Kirchen und weitere

gesellschaftliche Gruppen

beteiligen. Schon lange ist

die IG Metall vor Ort aktiv

gegen Rechts. „In Salzgit-

ter können wir über eine

Telefonkette innerhalb 

kürzester Zeit Hunderte

von Vertrauensleuten aktivieren. Wenn etwa die NPD in Salz-

gitter öffentlich auftreten will, sind wir in der Lage dem so-

fort etwas entgegen zu setzen“, erläutert Gewerkschaftsse-

kretär Frank Raabe-Lindemann. Nach seinem Eindruck haben

die Rechtsextremen in den letzten Jahren verstärkt versucht

in Salzgitter Fuß zu fassen. Einige Male wurden rechte Kund-

gebungen angemeldet. „Daraufhin haben wir über unsere

Telefonkette reagiert“, erklärt er und fügt hinzu: „Wir haben

mit der IG Metall die größte Mitgliederorganisation vor Ort.

Deswegen sind wir in der Lage für Gegendemonstrationen

mehrere tausend Menschen zu organisieren.“ Damit das

Thema auch darüber hinaus auf der Tagesordnung bleibt,

veranstaltet die IG Metall zudem Informationsveranstaltun-

gen. So sprach in Salzgitter zum Beispiel der Rechtsextre-

mismusexperte Prof. Dr. Hajo Funke über Handlungsmöglich-

keiten gegen den rechten Terror. In Peine hinterfragte Rein-

hardt Koch von der

Arbeitsstelle Rechts-

extremismus und

Gewalt, ob Rechts-

terrorismus tatsäch-

lich ein neues Pro-

blem sei. „Wir müs-

sen einen langen

Atem haben“, be-

tont Frank Raabe-

Lindemann, „Trotz

unterschiedlicher

Auffassungen gilt

es, von der CDU bis

zu den Linken, vom

Arbeitgeberverband

bis zu den Gewerk-

schaften zusammen

zu arbeiten. Nur ge-

meinsam können wir

etwas erreichen.“ 

13

Robert Grashei bei der 
Mahnwache  

Salzgitter  

Neujahrsempfang

für Empörte

Mehr als 170 

Per sonen kamen

am 13. Januar in

Düsseldorf zum

Neujahrsem pfang

der IG Metall Düs-

seldorf-Neuss. 

Zusammen mit

ver.di, dem DGB

und den Vereinen Mosaik e.V. und

„Mach meinen Kumpel nicht an!“ hatte

die IG Metall aufgerufen, sich gegen

rechte Gewalt und Rassismus 

zu vernetzen. Guntram Schneider, 

Minister für Arbeit, Integration und 

Soziales NRW eröffnete die Veranstal-

tung, es folgten weitere Sachinforma-

tionen und kulturelle Beiträge.
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marktplatz

Familienleistungen als auch Sozialleis-

tungen sind für Menschen ohne deut-

schen Pass sehr kompliziert gestaltet.

Welche Ansprüche Nicht-Deutsche ha-

ben, wird in der neuen Broschüre der 

IG Metall übersichtlich erläutert.

Die Broschüre kann über den Online-

shop im Intranet bestellt werden.

Familien- und Sozialleistungen

Mitmachen: Wochen gegen Rassismus

Betriebsrätekonferenz 2012
Jetzt schon vormerken: Am 14. Juni 2012 wird 

die Betriebsrätekonferenz in Frankfurt am Main

stattfinden. Inhaltlich bewegt sich die Veran -

staltung um die Themen strukturelle Diskriminierung und

interkulturelle Gleichstellungspolitik. Weitere Informa tio -

nen zu der Veranstaltung werden zeitnah bekannt gegeben.

www.igmetall.de

Immer wieder kam es in der Vergangenheit beim Ausfüllen

des Antrages auf Hartz IV zu Problemen. Nun hat die Bun-

desagentur für Arbeit auf die Kritik reagiert und eine elek-

tronische Ausfüllhilfe bei der Beantragung der Grundsiche-

rung zur Verfügung gestellt. Die Anleitung erklärt Schritt für

Schritt, welche Informationen im Antrag an welcher Stelle

benötigt werden und welche Angaben unverzichtbar sind.

Die Ausfüllhilfe wird in Deutsch, Englisch, Russisch und Tür-

kisch angeboten. www.bundesagentur.de

Immer mehr qualifizierte Migrantinnen

und Migranten kommen nach Deutsch -

land. Dies ist das Ergebnis einer Stu-

die zu den Wanderungsbewegungen

2010 des Bundesamtes für Migration

und Flüchtlinge. Danach ist Deutsch -

land innerhalb der Europäischen Union

eines der Länder, in das vermehrt

hochqualifizierte oder qualifizierte Migrantinnen und Mig-

ranten aus den neuen sowie auch aus den alten Mitglieds-

staaten wandern. So kamen nach Ausbruch der Eurokrise

vermehrt gut ausgebildete junge Spanierinnen und Spa-

nier sowie Griechinnen und Griechen nach Deutsch land. Der

aktuelle Migrationsbericht listet genaue Daten zu Zu- und

Fortzügen, geschlüsselt  u.a. nach Alter, Geschlecht und

Entsendeland auf. Bundesamt für Migration und Flücht -

linge. Migrationsbericht 2010 im Auftrag der Bundesregie-

rung. 2011. Im Netz unter http://www.bamf.de 

Die Internationalen Wochen gegen Ras-

sismus 2012 finden in diesem Jahr vom

12.-25. März statt. In den letzten Jahren

nutzten viele Betriebe und Verwaltungs-

stellen das Datum rund um den UN-Tag

gegen Rassismus, den 21. März, für Akti-

vitäten. Flyer, Plakate und das Material-

heft können beim Interkulturellen Rat bestellt werden. 

http://www.internationale-wochen-gegen-rassismus.de

Bessere Bildung und mehr Zuwanderung

Wie bessere Bildungs- und Erwerbschancen für Zuwande-

rinnen und Zuwanderer geschaffen werden können und

Deutschland generell mehr Fachkräfte gewinnen kann, hat

die ‚Hochrangige Konsensgruppe Fachkräftebedarf und

Zuwanderung‘ herausgearbeitet. Der im Dezember 2011

veröffentlichte Abschlussbericht stellt Möglichkeiten vor,

wie die Zuwanderung von Fachkräften aus den Ländern

der EU und aus Drittstaaten gefördert und verbessert wer-

den kann. Ein weiterer Schwerpunkt des Berichts liegt auf

der Verbesserung von Chancen zur Qualifizierung von bis-

her benachteiligten Menschen. Hochrangige Konsensgrup-

pe Fachkräftebedarf und Zuwanderung 2011. Abschlussbe-

richt der Hochrangigen Konsensgruppe Fachkräftebedarf

und Zuwanderung. Vom Anwerbestopp zur Gewinnung von

Fachkräften. Bessere Bildungs- und Erwerbschancen schaffen

– Zuwanderung gezielt steuern. www.stiftung-mercator.de

Es war ein kalter Januartag im Jahr 1962 als die ersten Ar-

beitsmigrantinnen und -migranten aus Italien in Wolfsburg

eintrafen. Seitdem finden sich italienisches Flair, Kultur und

Lebensart in der Stadt. Aus Anlass des 50. Jahrestages werden

während des ganzen Jahres verschiedenste Veranstaltungen

durchgeführt. Auf einer Webseite können alle Aktivitäten

nachverfolgt werden. Außerdem gibt es einen Fotowettbe-

werb für Schülerinnen und Schüler aller Altersgruppen in

Wolfsburg. Mehr: http://wolfsburg-amore-mio.com

Wolfsburg, amore mio
Mehr qualifizierte Zuwanderer 

Ausfüllhilfe der BA für Hartz IV
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Deine Meinung zählt
Schreib uns, was du zu sagen hast! Zu einem der hier behan-

delten Themen oder zu einer Sache, die dir unter den Nägeln

brennt. Schreib uns deine Meinung zur IGMigration — 

per E-Mail: igm-migration@igmetall.de

oder mit der Post an: IG Metall Vorstand, FB Zielgruppenarbeit

und Gleichstellung, Ressort Migration/Integration

Wilhelm-Leuschner-Str. 79

60329 Frankfurt am Main

Weltweit wandern immer mehr 

Frauen, so das Ergebnis eines For-

schungsberichts des Bundesamtes

für Migration und Flüchtlinge. Mit

Blick auf Deutschland wird der Frage

nachgegangen, welchen Einfluss 

Migration auf die demographische

Entwicklung für Deutschland hat und

welche Rolle sie bei der Familienplanung spielt. Zudem

wird untersucht, ob es Unterschiede zwischen deutschen

und ausländischen Frauen bezüglich der Familienplanung

gibt.

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 2010. 

Generatives Verhalten und Migration. Im Netz unter

http://www.bamf.de

Dass Rechtsextremismus kein männliches Phänomen ist,

zeigt nicht nur die vermutliche Beteiligung von Beate

Zschäpe an der NSU. Im letzten Jahr kam die Studie 

„Mädelssache!“ zu dem Ergebnis, dass der Anteil der von

Frauen ausgeübten rechtsextremen Straf- und Gewaltta-

ten bei bis zu zehn Prozent liegt. Der Film „Die Kriegerin“

füllt diese gesichtslose Statistik mit Bildern. Er erzählt

die Geschichte der 20-jährigen Marisa, die ihre rechts -

extreme Gesinnung hemmungslos auslebt, wenn sie mit

ihren Freunden Jagd auf Ausländer macht. 

Ein Film, der unter die Haut geht und einen guten Anlass

bietet, über die Mitte der Gesellschaft zu diskutieren. 

Die Kriegerin, Regisseur: David Wnendt

Migration und Familiengründung

Filmtipp: Die Kriegerin

Buchtipp: Respekt 

Mitglied werden – So geht’s:

Die Hausfrau nebenan will es, und die

Kinder in den Banlieues und in Kreuz-

berg wollen es. Der Erwerbslose inmit-

ten von erwerbstätigen Nachbarn will

es und auch der Zugewanderte bei 

der Wohnungssuche: Respekt. Renan

Demirkan formuliert in ihrem Buch ein

Manifest: Respekt ist für sie das Siegel

der Humanität, das verbindende Prinzip in jeder Verschie-

denheit und ein Versprechen für den Frieden. Und: Respekt

sei Ausdruck unseres Heimwehs nach Menschlichkeit. 

Renan Demirkan, Respekt. Heimweh nach Menschlichkeit

16,95 1, gebundene Ausgabe

Wer Mitglied werden will, kann am Arbeitsplatz IG-Metall 

Vertrauensleute oder andere Kolleginnen und Kollegen anspre-

chen, die der IG Metall angehören. 

Informationen im Internet: www.igmetall.de

per Telefon: 069/6693-2578

per E-Mail: mitglieder@igmetall.de
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5486-38130

Ulrike Obermayr. Außerdem werden

verschiedene Seminare zum Thema

angeboten: Vom Argumentationstrai-

ning gegen Rechts bis hin zum Trai-

ning für Interkulturelle Kompetenz. 

Wie wichtig die Arbeit gegen Rassis-

mus sein kann zeigt auch der neue

Band zur Initiative. Einhundert 

Frauen, unter ihnen dreißig Metal -

lerinnen, berichten wie sie sich an 

ihrem Arbeitsplatz für Respekt und

Toleranz in der Belegschaft einset-

zen. „Rassismus ist alltäglich. Ob

nun Hakenkreuz-Schmierereien, ras-

sistische Sprüche oder Neonazis in

der Belegschaft: Handeln ist wichtig,

wir müssen Rassismus offen anspre-

chen und klare Gegenmodelle ent -

wickeln“, so Ulrike Obermayr.

Weitere Informationen unter:

www.respekt.tv

www.igmetall.de/respekt

Nachdem im letzten Jahr mit der Res-

pekt-Initiative 465.000 Menschen auf

165 Veranstaltungen erreicht werden

konnten, geht es 2012 weiter: Wieder

werden IG Metaller in Betrieben und

Verwaltungsstellen Aktivitäten gegen

Rassismus durchführen und Respekt-

Schilder als sichtbares Zeichen für

Toleranz aufhängen. 

„Gerade in Anbetracht der aktuellen

Ereignisse ist eine eindeutige Posi -

tio nierung gegen Rassismus und 

Diskriminierung wichtig“, erklärt 

Ulrike Obermayr, Leiterin Gewerk-

schaftliche Bildungspolitik beim 

IG Metall Vorstand. Insbesondere 

die junge Generation soll in diesem

Jahr angesprochen werden. Schulen,

Bildungseinrichtungen und Sportver-

eine stehen deswegen im Fokus der

Aktionen. „Wir planen eine Ausstel-

lung, in der Auszubildende ihre Vor-

stellungen und Hoffnungen zu Res-

pekt vorstellen können“, erläutert

Weiter mit RESPEKT

Buchtipp

„Respekt! 

100 Frauen –

100 Geschichten“

In ganz persönlichen Inter-

views berichten einhundert

Frauen von ihren Erfahrungen.

Zu Wort kommen Frauen mit

unterschiedlichen Biografien,

Ausbildungen und Berufen zu

Wort: aus Sport und Kultur,

aus Verbänden und Betrieben.

Mit dabei sind viele Spielerin-

nen der aktuellen Frauenfuß-

ball-Nationalmannschaft, Ge-

werkschafterinnen wie Ulrike

Obermayr, Doris Dietmayr und

viele andere Aktive.

Die beiliegende DVD enthält

darüber hinaus fünfzig der im

Buch enthaltenen Interviews

als Video.

Respekt! 100 Frauen –

100 Geschichten

240 Seiten, gebunden mit

DVD, 39,90 2

ISBN 978-3-7663-6140-0
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